
Suchergebnisse: Arisierung

November 1802 – Der Staat erhält die Entschädigung für die Verlegung der Brücke

Freising * Nach der Säkularisierung Freisings erhält  der Baierische Staat die jährliche

Pauschalsumme als „Rekognition für die Verlegung der Brücke“.

1827 – Friedrich von Gärtner soll die Bayerischen Staatsbibliothe  bauen

München-Maxvorstadt * König Ludwig I. erteilt Friedrich von Gärtner den Auftrag zum Bau der

Bayerischen Staatsbibliothek, deren Bestände auf Herzog Albrecht V. ins 16. Jahrhundert

zurückgehen.    Schon bevor sie die rund 200.000 Bände aus den säkularisierten Klöstern

aufnehmen musste, war die Staatsbibliothek eine der umfangreichsten Sammlungen ihrer Art in

Europa.

1848 – Das Bauerntum als staatstragende Schicht

München * Nach der Revolution von 1848&nbsp;betrachten die politischen Führungskräfte das

Bauerntum&nbsp;als staatstragende Schicht&nbsp;und unterstützen und fördern dieses, während

sie den Auswirkungen des Fabrikwesens - Proletarisierung der Arbeiter&nbsp;und Niedergang

alter Handwerksbetriebe&nbsp;- sehr widersprüchlich gegenüberstehen.    Und tatsächlich bildet

das traditionell wirtschaftende Bauerntum&nbsp;und die dörfliche Sozialverfassung&nbsp;eine

starke Abwehrfront gegen alle Einflüsse der Industrialisierung.

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

Münchner Zeitensprünge Seite 1/12



28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 
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30. September 1918 – Kaiser Wilhelm II. entlässt Reichskanzler Georg Graf von Hertling

Spa * Da der amtierende Reichskanzler der vom Kaiser angekündigten Parlamentarisierung nun

im Weg steht, bleibt Georg Graf von Hertling nur noch der Rücktritt, den er umgehend einreicht.   

Im Entlassungsschreiben macht Kaiser Wilhelm II. deutlich: „Ich wünsche, daß das deutsche Volk

wirksamer als bisher an der Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeitet. Es ist daher

mein Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem Umfange

teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.“ 

30. September 1918 – Wilhelm II. verkündet die Errichtung einer parlamentarischen Regierung

Spa * Mit dem sogenannten Parlamentarisierungserlass verkündet Kaiser Wilhelm II. die

Errichtung einer parlamentarischen Regierung im Deutschen Reich. Die Regierung soll künftig

nicht mehr vom Monarchen, sondern von den Mehrheiten im Reichstag bestimmt werden. Diese

Revolution von oben ist allerdings der entscheidende Geburtsfehler. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden

Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von

Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 
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9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

21. Oktober 1918 – Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fordert

München * Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fasst in seiner

außerordentlichen Generalversammlung den einstimmigen Beschluss        zur sofortigen

Parlamentarisierung und Demokratisierung der bayerischen Staatsverfassung unter Aufhebung

der Reichskammer,   für ein Wahlrecht für beide Geschlechter, dem die Verhältniswahl zugrunde

liegt,   sowie für die Umgestaltung der Verwaltung.

2. November 1918 – Der Auftakt der Revolution

München * Auf einer vom Liberalen Verein Frei München veranstalteten Volksversammlung ruft

Kurt Eisner: „Es kommt nicht zur Reichstagswahl, vor dem 17. November kommt die

Revolution.“ Der „struppige Prophet“ wird zwar wegen seines Aussehens belächelt, trotzdem gilt

diese Versammlung als der Auftakt der Revolution.   Kurt Eisner hat bereits vor seiner

Haftentlassung die Strategie der Obersten Heeresleitung - OHL durchschaut, die mit der

vorgeschobenen Parlamentarisierung lediglich die Verantwortung für den Ausgang des Krieges

und den ungünstigen Friedensschluss auf das Parlament abwälzen wollte.  Aus Eisners Sicht

sollte nicht nur das verhasste System restlos verschwinden, sondern gleichzeitig mit ihm auch

seine Repräsentanten. Gemeint sind jene, die für das vier Jahre dauernde sinnlose Morden die

Verantwortung trugen. Schließlich befand sich die Mehrheit der führenden Militärs und

Spitzenbeamten in Reich und Länder ebenso in Amt und Würden wie der deutsche Kaiser und
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die Landesfürsten. Sie aber waren die Symbole einer expansiven Außen- und einer

undemokratischen Innenpolitik.

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in
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dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten

Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist

fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

6. November 1918 – Bayerns Parlamentarisierung in der Abgeordnetenkammer beschlossen

München-Kreuzviertel * Die Kammer der Abgeordneten stimmt dem „Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns“ vom 2. November im Landtag zu. Damit soll auch das

Königsreich Bayern eine parlamentarische Monarchie werden.     Die Kammer der Reichsräte soll

sich am 8. November 1918 mit dieser Vorlage beschäftigen. 

9. Juni 1921 – Karl Gareis wird von Rechtsradikalen ermordet

München-Schwabing * Der USPD- und Fraktionsvorsitzende im bayerischen Landtag Karl Gareis

wird nach einem Vortrag im Mathäserbräu zum Thema „Säkularisierung der Schule“ vor seinem

Wohnort in der Freystraße 1 in Schwabing von einem unbekannten Täter aus dem Hinterhalt

erschossen. Als verantwortlich für diesen Mord gilt die rechtsextreme „Organisation Consul“. Es

ist ein sogenannter „Fememord“. 

1933 – Die Aufgaben des Reichsfinanzhofes ändern sich

München-Bogenhausen * Die Aufgabe des Reichsfinanzhofes bestand während der Jahre von
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1933 bis 1945 im Wesentlichen in der Weiterentwicklung der Steuergesetze und der Entwicklung

des Steuerrechts im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung. Den Boykott jüdischer

Geschäfte, die Entziehung der Berufszulassungen von jüdischen ärzten und die Entfernung

jüdischer Beamten aus dem öffentlichen Dienst bezeichneten die Finanzrichter lediglich als „in

steuerlicher Hinsicht irrelevante Belästigungen“.  Mit ihren Urteilen nahmen die „furchtbaren

Juristen von der Ismaninger Straße“ entscheidenden Einfluss an der Arisierung jüdischen

Vermögens. So mussten Juden, deren Wohnung von der Gestapo“versiegelt wurden, nachdem

sie ins Ausland geflohen waren, ein Viertel ihres Vermögens als Reichsfluchtsteuer zahlen.

12. Mai 1933 – „Die Löwenbrauerei ist nunmehr ein deutsches Unternehmen“

München * Der Völkische Beobachter stellt zufrieden fest: „Die Löwenbrauerei kann nunmehr mit

vollem Recht als ein deutsches Unternehmen bezeichnet werden. [...] Damit entfallen die

bisherigen Anwürfe“.

22. Januar 1937 – IHK: Cenovis-Werke ist keine arische Firma

   München-Au * Das Stammkapital der Cenovis-Werke beträgt 1,5 Millionen Reichsmark. Davon

befinden sich Geschäftsanteile in Höhe von 815.000 RM in jüdischer Hand. Von den fünf

Aufsichtsräten sind zwei Juden, von den zwei Vorsitzenden Einer.  Die Industrie- und

Handelskammer - IHK München stellt deshalb fest: „Bei dem Unternehmen kann daher sowohl

nach Besitz wie auch nach Führung nicht von einer arischen Firma gesprochen werden. Diese

Tatsache schließt unseres Erachtens eine Berücksichtigung bei Heereslieferungen aus.“   

Februar 1937 – Die Eigentümerstruktur der Cenovis-Werke wird verändert

München-Au * Der Anteil der in jüdischem Besitz befindlichen Geschäftsanteile an den

Cenovis-Werken wird auf 48,47 Prozent reduziert. Mit dieser Veränderung der Eigentümerstruktur

erreicht das Unternehmen zunächst die Einstufung als nichtjüdischer Betrieb.  Die Maßnahme

erfolgt vor dem Hintergrund der zunehmenden wirtschaftlichen Ausgrenzung jüdischer

Unternehmer im nationalsozialistischen Deutschland. 

1938 – Arisierung der Villa des Bankdirektoren-Ehepaares Aufhäuser
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München-Bogenhausen * Die Villa des Bankdirektoren-Ehepaares Auguste und Martin Aufhäuser

in der Maria-Theresia-Straße 28 wird „arisiert“ und geht in den Besitz des

„NS-Reichskolonialbundes“ über.

Mai 1938 – Verhandlungen über den Verkauf von Cenovis-Anteilen beginnen

München-Au - Berlin * Die Cenovis-Werke nehmen Verhandlungen mit der Maggi Gesellschaft

mbH in Berlin über den Verkauf der sich noch in jüdischem Besitz befindlichen

Unternehmensanteile auf. Die Gespräche stehen im Zusammenhang mit dem zunehmenden

wirtschaftlichen Druck auf jüdische Unternehmer und Anteilseigner im nationalsozialistischen

Deutschland und markieren einen weiteren Schritt bei der Verdrängung jüdischen Eigentums aus

der deutschen Wirtschaft. 

10. Juni 1938 – Die Cenovis-Werke geraten unter zunehmenden politischen Druck

München * Die Industrie- und Handelskammer München fordert von den Cenovis-Werken, ihre

Eigentümerstruktur bis zum 31. Juli 1938 entsprechend den Vorgaben des

Reichswirtschaftsministeriums zu ändern. Andernfalls droht die Streichung aus dem Verzeichnis

der als nichtjüdisch eingestuften Betriebe. Gleichzeitig verlangt die Hauptvereinigung der

deutschen Brauwirtschaft den Nachweis, dass das Unternehmen als „arisch“ gelte.  Bis zur

Klärung dieser Frage verweigert der Branchenverband die Einlösung von Malzabholscheinen der

Cenovis-Werke. Die Maßnahmen verdeutlichen den wachsenden wirtschaftlichen und politischen

Druck, dem Unternehmen mit jüdischen Eigentümern im nationalsozialistischen Deutschland

ausgesetzt sind.

21. Juni 1938 – Maggi übernimmt die jüdischen Anteile an den Cenovis-Werken

München - Berlin * Die bislang in jüdischem Besitz befindlichen Geschäftsanteile der

Cenovis-Werke gehen auf die Maggi GmbH in Berlin über. Die Übertragung erfolgt unter dem

wachsenden Druck der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik und markiert einen weiteren

Schritt bei der Verdrängung jüdischer Eigentümer aus deutschen Unternehmen.

13. Juli 1938 – Die Cenovis-Werke melden den Abschluss der „Arisierung“
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München-Au * Die Cenovis-Werke teilen der Industrie- und Handelskammer München mit, dass

sämtliche Geschäftsanteile in nichtjüdischen Besitz übergegangen seien. Das Unternehmen

bezeichnet sich daraufhin als eine „rein arische“ Unternehmung und erfüllt damit die Vorgaben

der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik. Die Erklärung dokumentiert den Abschluss der

sogenannten „Arisierung“ des Unternehmens.  Dr. Julius Schülein gelingt es noch vor den

Novemberpogromen 1938, in die Vereinigten Staaten zu emigrieren und sich der weiteren

Verfolgung durch das NS-Regime zu entziehen.

Oktober 1938 – Die „Reichsfluchtsteuer“ für die Familie Haas wird auf 125.000 RM festgesetzt

München * Nachdem die Familie Haas ihren „Antrag auf Ausreise“ gestellt hat, wird die

„Reichsfluchtsteuer“ auf 125.000 RM festgesetzt.    Das entspricht dem Wert des

Immobilienbesitzes.    Als es dann im Oktober 1938 zum Verkauf an die „Kassenärztliche

Vereinigung Deutschlands, Landesstelle München“ kommt, wird der Wert der Häuser von den

staatlichen Prüfern auf nur mehr 45.000 RM festgesetzt.  Damit geht der Kauf für ein Butterbrot

über die Bühne.    Die finanziellen Belastungen der „Reichsfluchtsteuer“ bleiben dennoch

bestehen.  Daneben werden der Familie Hass noch alle wertvollen Gegenstände abgenommen.

12. November 1938 – Hermann Göring erlässt eine Sühneverordnung für Juden

Berlin * Hermann Göring, der Beauftragte für den Vierjahresplan zur Kriegsvorbereitung, erlässt

eine Sühneverordnung, die zur Finanzierung der Aufrüstung gedacht ist.       Die Juden deutscher

Staatsangehörigkeit müssen zusammen eine Milliarde Reichsmark wegen „ihrer feindlichen

Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich“ zahlen.   Weiterhin werden alle Juden aus

dem deutschen Wirtschaftsleben ausgeschaltet.   Und schließlich gibt es die Verordnung zur

Wiederherstellung des Straßenbildes.   Sie besagt: „Alle Schäden, welche durch die Empörung

des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialistische

Deutschland an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, sind von dem

jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen.    Die Kosten der

Wiederherstellung trägt der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe und Wohnungen.

Versicherungsansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit werden zugunsten des

Reiches beschlagnahmt.“      In München wird eine eigene Arisierungsstelle in der

Widenmayerstraße 27 eingerichtet, die die Enteignung und Gettoisierung der jüdischen

Bevölkerung durchführen soll.
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22. November 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

München * Der Völkische Beobachter begründet die Vertreibung der Juden aus

arischen Wohnhäusern so:       „Es besteht ein dringender Bedarf an Wohnraum, und es ist nicht

einzusehen, dass arbeitende deutsche Menschen ohne Unterkunft sind oder sich auf primitivste

Weise behelfen müssen.   Deshalb müssen die ausgewiesenen Juden ihre Wohnungen vorher

auf eigene Kosten renovieren und ihren Hausrat und ihre Möbel zurücklassen.“      Die auf diese

Weise freigewordenen, voll eingerichteten Wohnungen werden in der Regel von verdienten

Parteigenossen bezogen.

Dezember 1938 – Das Anwesen Cuvilliésstraße 22 wird arisiert

München-Bogenhausen * Das Anwesen Cuvilliésstraße 22 gehört der jüdischen Mitbürgerin Rosa

Wassermann und ihrem Sohn Rudolf. Weil den Juden der eigenständige Handel mit Immobilien

verboten ist, müssen sie das Grundstück für 36.900 RM an die Vermögensverwertung München

GmbH übertragen.

1939 – Die Villa Benno Becker wird arisiert

München-Bogenhausen * Die Villa Benno Becker in der Maria-Theresia-Straße wird arisiert. Der

Reichsleiter der NSDAP, Martin Bormann, bezieht mit seiner elfköpfigen Familie die Immobilie.

28. September 1939 – Die Arisierungsstelle nimmt ihre Tätigkeit auf

München-Lehel * Die Arisierungsstelle in der Widenmayerstraße 27 nimmt ihre Tätigkeit auf.

1941 – Das Anwesen Richard-Wagner-Straße 17 wird arisiert

München-Maxvorstadt * Das Anwesen Richard-Wagner-Straße 17, dessen Besitzer Dr. med.

Alfred Haas emigrieren musste, wird „arisiert“ und geht an das „Deutsche Reich“ über.

16. Dezember 1941 – Das Sommerhaus der Familie Haas in Bernried wird arisiert

Münchner Zeitensprünge Seite 10/12



Bernried * Das Sommerhaus der Familie Haas in Bernried wird arisiert. Neuer Besitzer ist das

„Deutsche Reich, vertreten durch den Oberfinanzpräsidenten in Berlin, erworben kraft

Verfallserklärung infolge Ausbürgerung“.

1942 – Richard-Wagner-Straße 11 wird arisiert

München-Maxvorstadt * Nach Beendigung der Deportation der Münchner Juden geht das Haus in

der Richard-Wagner-Straße 11 in den Besitz des Arztes Dr. Wilhelm Holz über. Nun können die

neuen „arischen“ Mieter einziehen.

30. Juni 1943 – Die Arisierungsstelle hat ganze Arbeit geleistet

München-Lehel * Die Arisierungsstelle in der Widenmayerstraße 27 hat ganze Arbeit geleistet. An

diesem Tag verkündet sie ihre Auflösung. Der Immobilienmarkt und damit die ganze Stadt ist „so

gut wie judenfrei“.

1948 – Dr. Alfred Haas will sein Sommerhauses in Bernried zurück

Bernried * Dr. med. Alfred Haas stellt den Antrag auf Rückerstattung seines Anwesens und

Sommerhauses in Bernried. Doch die Verhandlungen mit dem Gemeinderat und dem

Landratsamt ziehen sich über acht Jahre hin.

1949 – Das Schlossgut Kaltenberg kehrt in den Besitz der Familie Schülein zurück

Kaltenberg * Das Schlossgut Kaltenberg wird an die Erbengemeinschaft Schülein

zurückgegeben. Das Anwesen war während der nationalsozialistischen Herrschaft im Zuge der

sogenannten „Arisierung“ entzogen worden und an staatliche Stellen übergegangen. Die

Rückgabe stellt einen wichtigen Schritt bei der Wiedergutmachung des der Familie Schülein

zugefügten Unrechts dar. 

1953 – Die Familie Bernheimer verkauft ihr Grundstück an der Friedenstraße 40

München-Berg am Laim * Die Familie Bernheimer verkauft ihr Grundstück an der Friedenstraße
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40 an die private Milchhof München GmbH. Das Areal war in der NS-Zeit „arisiert“ und nach dem

Zweiten Weltkrieg wieder seinen rechtmäßigen Besitzern zurückgegeben worden.

Juli 1986 – Das WAA-Gelände wird zur Hochsicherheitszone

Wackersdorf * Der provisorische Bauzaun wird durch eine massive Sicherheitsanlage ersetzt. Ein

rund 2,5 Meter hoher und etwa 4,8 Kilometer langer Stahlzaun mit Stacheldraht,

Beleuchtungsanlage und einer Ringstraße umschließt fortan das WAA-Gelände. Die Kosten

belaufen sich auf ungefähr 15 Millionen DM.   Der neue Zaun prägt das Erscheinungsbild des

Konflikts. Für die Betreiber und die Staatsregierung dient er dem Schutz der Baustelle; für die

WAA-Gegner wird er zum Symbol der staatlichen Abschottung und der zunehmenden

Militarisierung des Baugeländes. 
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